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ten, gleich ob sie gemeinsam oder getrennt testieren, auf eine 
sorgfältige Regelung der Ersatzerbfolge beider Ehegatten zu 
achten ist. 

Notar Prof. Dr. Christopher Keim, Bingen

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, 
Registerrecht

14. 	BGB §§ 31a, 31b, 71 (Zulässige Haftungsbeschränkung 
für Vereinsmitglieder durch Satzungsbestimmung)
1. 	� Die durch das Gesetz zur Begrenzung der Haftung 

von ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen vom 
28.9.2009 und durch das Gesetz zur Stärkung des Eh­
renamtes vom 21.3.2013 neu geschaffenen Regelun­
gen der §§ 31a, 31b BGB stehen der Satzungsbestim­
mung eines Vereins nicht entgegen, mit der die Haf­
tung eines ehrenamtlich tätigen Organmitglieds 
(§  31a Abs. 1 Satz 1 BGB) bzw. Vereinsmitglieds 
(§ 31b Abs. 1 Satz 1 BGB) dem Verein gegenüber auf 
vorsätzliches Handeln beschränkt wird. 

2. 	� § 31a Abs. 1 Satz 1 und § 31b Abs. 1 Satz 1 BGB ge­
währleisten einen Mindestschutz des Organmitglieds 
bzw. besonderen Vertreters (§  31a BGB) sowie des 
einfachen Vereinsmitglieds (§  31b BGB) bei dessen 
Haftung dem Verein gegenüber. Sie sind nur im Rah­
men dieses Schutzzwecks gemäß § 40 BGB zwingend, 
so dass durch eine Satzungsbestimmung hiervon 
nicht zum Nachteil des geschützten Personenkreises 
abgewichen werden kann. § 40 BGB schließt eine wei­
tergehende satzungsmäßige Haftungsbeschränkung 
(auch für grob fahrlässiges Verhalten) dem Verein ge­
genüber zum Vorteil des geschützten Personenkreises 
nicht aus. 

OLG Nürnberg, Beschluss vom 13.11.2015, 12 W 1845/15
Der Beteiligte zu 1 ist im Vereinsregister des AG Nürnberg eingetra­
gen; die Beteiligten zu 2 bis 4 sind vertretungsberechtigte Vorstands­
mitglieder im Sinne des § 26 BGB.
Der Beteiligte zu 1 mit Sitz in W. ist hierbei als Ortsgruppe die regio­
nale Unterabteilung des überregionalen Hauptvereins „V.  f.  d.  S. 
(SV) eingetragener Verein“, eingetragen im Vereinsregister des AG 
Augsburg. Dieser Hauptverein gibt zur Verwendung durch die einzel­
nen Ortsgruppen eine Mustersatzung vor.
Diese als „Satzung der Ortsgruppen“ bezeichnete Mustersatzung ent­
hält in der Fassung 2002 folgende Regelung:

„§ 23
Ämter und Haftung
(1) 	 Sämtliche in der Ortsgruppe ausgeübten Ämter sind Eh­
renämter.
(2) 	 Für Schäden des SV oder seiner Unterabteilungen, die 
Amtsträger oder Beauftragte in Ausführung ihres Amtes verur­
sacht haben, haften diese nur, wenn sie dabei vorsätzlich gegen 
ein Strafgesetz verstoßen oder vorsätzlich zum Nachteil des 
Geschädigten gehandelt haben.

	� Amtsträgern und Beauftragten werden Ersatzansprüche Dritter 
für Schäden, die sie in Ausübung ihres Amtes verursacht haben, 
ersetzt, es sei denn, der Amtsträger oder Beauftragte hat dabei 
vorsätzlich gegen ein Strafgesetz verstoßen oder vorsätzlich 
zum Nachteil des Geschädigten gehandelt.“

In der am 4.10.2003 errichteten Satzung des Beteiligten zu 1 findet 
sich diese Bestimmung wortgleich wieder.
Im Hinblick auf Änderungen der vom Hauptverein vorgegebenen 
Mustersatzung und deren Neufassung 2005 hat die Mitgliederver­
sammlung des Beteiligten zu 1 vom 28.9.2006 eine entsprechende 

Änderung der Vereinssatzung beschlossen; diese Neufassung – die 
keine Änderungen des § 23 der Satzung betraf – wurde am 30.10.2007 
im Vereinsregister eingetragen.
Im Hinblick auf Änderungen der vom Hauptverein vorgegebenen 
Mustersatzung und deren Neufassung 2008 hat die Mitgliederver­
sammlung des Beteiligten zu 1 vom 17.1.2009 wiederum entspre­
chende Änderungen der Vereinssatzung beschlossen. Hierbei erhielt 
§ 23 der Satzung folgenden Wortlaut:

„§ 23
Ämter und Haftung
(1) 	 Sämtliche in der Ortsgruppe ausgeübten Ämter sind 
grundsätzlich Ehrenämter. Eine Vergütung der Tätigkeit des 
Vorstandes und der Funktionsträger in der Ortsgruppe ist nur 
mit Beschluss der Jahreshauptversammlung in geheimer 
Abstimmung möglich. Für jedes Vorstandsamt ist gesondert 
abzustimmen. Die Beschlüsse gelten nur zeitlich befristet bis 
zur nächsten Vorstandswahl, längstens jedoch drei Jahre. Die 
Vergütung darf den steuerfrei ersetzbaren Betrag nach §  3 
Nr. 26a EStG in der jeweils gültigen Fassung nicht überschrei­
ten (Ehrenamtspauschale).
(2) 	 Für Schäden des SV oder seiner Unterabteilungen, die 
Amtsträger oder Beauftragte in Ausführung ihres Amtes verur­
sacht haben, haften diese nur, wenn sie dabei vorsätzlich gegen 
ein Strafgesetz verstoßen oder vorsätzlich zum Nachteil des 
Geschädigten gehandelt haben.

	� Amtsträgern und Beauftragten werden Ersatzansprüche Dritter 
für Schäden, die sie in Ausübung ihres Amtes verursacht haben, 
ersetzt, es sei denn, der Amtsträger oder Beauftragte hat dabei 
vorsätzlich gegen ein Strafgesetz verstoßen oder vorsätzlich 
zum Nachteil des Geschädigten gehandelt.“

Die Änderungen der Satzung wurden am 14.2.2012 im Vereinsregis­
ter eingetragen.
Im Hinblick auf Änderungen der vom Hauptverein vorgegebenen 
Mustersatzung und deren Neufassung 2014 hat die Mitgliederver­
sammlung des Beteiligten zu 1 vom 14.3.2015 eine entsprechende 
Änderung der Vereinssatzung beschlossen; der Wortlaut von § 23 der 
Satzung blieb hierbei unverändert.
Mit notarieller Urkunde des Verfahrensbevollmächtigten des Betei­
ligten zu 1 vom 21.4.2015 wurden diese Änderung der Satzung sowie 
eine geänderte personelle Zusammensetzung des Vereinsvorstandes 
zur Eintragung in das Vereinsregister angemeldet, mit weiterem nota­
riellen Schreiben vom 23.7.2015 angemahnt. Der Anmeldung waren 
unter anderem das Protokoll der Mitgliederversammlung sowie die 
Neufassung der Vereinssatzung beigefügt.
Das Registergericht hat lediglich im Wege des Teilvollzugs unter dem 
25.6.2015 die neue Zusammensetzung des Vorstandes im Vereinsre­
gister eingetragen. Hinsichtlich der Änderungen der Satzung hat es 
zunächst mit Verfügung vom 5.5.2015 auf Vollzugshindernisse hin­
gewiesen. Danach sei § 23 Abs. 2 der Satzung zu umfassend gefasst 
und im Wege einer Satzungsänderung zu korrigieren. Der dort gere­
gelte Haftungsausschluss auch in Fällen grober Fahrlässigkeit wider­
spreche den zwingenden (§  40 Satz  1 BGB) Regelungen in §  31a 
Abs. 1 Satz 1, § 31b Abs. 1 Satz 1 BGB. Dieser Auffassung wurde für 
den Beteiligten zu 1 namens des Hauptvereins mit Schreiben vom 
3.7.2015 widersprochen.
Mit Zwischenverfügung vom 5.8.2015 beanstandete das AG – Regis­
tergericht – Amberg die Regelung in §  23 Abs.  2 der Satzung des 
Beteiligten zu 1 als zu weit gefasst, setzte eine Frist zur Behebung der 
Hindernisse und kündigte im Falle des ergebnislosen Fristablaufs die 
Zurückweisung der Anmeldung an.
Hiergegen richtet sich die am 31.8.2015 bei Gericht eingegangene 
Beschwerde des Beteiligten zu 1, der das Registergericht mit Be­
schluss vom 31.8.2015 nicht abgeholfen hat.

Aus den Gründen:

II.
Die zulässige Beschwerde führt in der Sache zur Abänderung 
der angefochtenen Entscheidung.
(…)
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3. 	 (…) Entgegen der Rechtsauffassung des AG enthält § 23 
Abs.  2 der Satzung des Beteiligten zu 1 keine unzulässige 
Regelung.
a) 	 Änderungen der Satzung eines Vereins bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Eintragung in das Vereinsregister (§  71 
Abs. 1 Satz 1 BGB).
Der Anmeldung sind eine Abschrift des die Änderung enthal­
tenden Beschlusses und der Wortlaut der Satzung beizufügen 
(§ 71 Abs. 1 Satz 3 BGB). In dem Wortlaut der Satzung müs­
sen die geänderten Bestimmungen mit dem Beschluss über 
die Satzungsänderung, die unveränderten Bestimmungen mit 
dem zuletzt eingereichten vollständigen Wortlaut der Sat­
zung, und, wenn die Satzung geändert worden ist, ohne dass 
ein vollständiger Wortlaut der Satzung eingereicht wurde, 
auch mit den zuvor eingetragenen Änderungen übereinstim­
men (§ 71 Abs. 1 Satz 4 BGB).
Diesen Erfordernissen genügt die verfahrensgegenständliche 
Anmeldung.
b) 	 Das Registergericht hat neben dem gesetz- und satzungs­
mäßigen Zustandekommen eines Satzungsänderungsbeschlus­
ses auch dessen inhaltliche Zulässigkeit zu prüfen. Insoweit 
hat es im Falle einer Neufassung der Satzung weitergehend 
nicht nur die geänderten Bestimmungen, sondern die gesamte 
Satzung zu überprüfen; dabei können auch unveränderte Rege­
lungen, die bei der Voreintragung nicht beanstandet wurden, 
nunmehr auf ihre inhaltliche Zulässigkeit überprüft und ggf. 
als unzulässig zurückgewiesen werden (BayObLG, WM 1976, 
281; Krafka/Kühn, Registerrecht, 9. Aufl., Rdnr. 2189).
Im Streitfall wurde eine Neufassung der Satzung des Beteilig­
ten zu 1 – entsprechend der Neufassung 2014 der Mustersat­
zung – zur Eintragung im Vereinsregister angemeldet. Das 
Registergericht war deshalb befugt, auch die Regelung in 
§  23 Abs.  2 der Satzung einer inhaltlichen Überprüfung zu 
unterziehen, obwohl diese Satzungsbestimmung selbst nicht 
geändert worden war.
c) 	 Diese Überprüfung hat sich (ggf. im Unterschied zu 
vorausgegangenen Prüfungen) aufgrund zwischenzeitlicher 
Gesetzesänderungen an einem erweiterten Prüfungsmaßstab 
auszurichten:
aa) 	Durch das am 3.10.2009 in Kraft getretene Gesetz zur 
Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen Vereins­
vorständen vom 28.9.2009 (VereinsVorHaftgsBegrG, BGBl 
2009 I, S. 3161) wurde die Regelung des § 31a BGB neu ge­
schaffen. Danach haftet ein unentgeltlich tätiges oder nur ge­
ringfügig vergütetes Vorstandsmitglied dem Verein gegen­
über für einen bei der Wahrnehmung seiner Pflichten verur­
sachten Schaden nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
(§ 31a Abs. 1 Satz 1 BGB); Gleiches gilt für die Haftung ge­
genüber (anderen) Vereinsmitgliedern (§  31a Abs.  1 Satz  2 
BGB). Ein derart privilegiertes Vorstandsmitglied hat zudem 
bei Inanspruchnahme durch einen Dritten einen Freistellungs­
anspruch gegenüber dem Verein (§ 31a Abs. 2 BGB).
§ 31a BGB begrenzt dabei nicht die Außenhaftung gegenüber 
Dritten, sondern allein die Innenhaftung des Vorstandsmit­
glieds gegenüber dem Verein und den Vereinsmitgliedern 
(Palandt/Ellenberger, 74. Aufl., § 31a Rdnr. 4).
Mit dieser Regelung sollte das ehrenamtliche Engagement ge­
fördert werden; da Haftungsrisiken ein Hindernis für die 
Übernahme ehrenamtlicher Vorstandsämter sind, sollte die 
zivilrechtliche Haftung von Vereinsvorständen auf ein zumut­
bares Maß begrenzt werden (BT-Drucks. 16/10120, S. 6; Pa­
landt/Ellenberger, 74. Aufl., Einf.  v. §  21 Rdnr.  25, §  31a 
Rdnr. 1; Arnold in MünchKommBGB, 7. Aufl., § 31a Rdnr. 2).

bb) 	Durch das am 1.1.2013 in Kraft getretene Gesetz zur 
Stärkung des Ehrenamtes vom 21.3.2013 (Ehrenamtsstär­
kungsgesetz, BGBl 2013 I, S. 556) wurde § 31a BGB dahin­
gehend geändert, dass die bisher nur Vorstandsmitgliedern 
gewährte Haftungsbeschränkung auch auf die Haftung ehren­
amtlich tätiger Mitglieder von anderen Vereinsorganen und 
auf die Haftung von besonderen Vertretern erstreckt wurde. 
Zugleich wurde die Regelung des § 31b BGB neu geschaffen. 
Danach haftet ein unentgeltlich tätiges oder nur geringfügig 
vergütetes „einfaches“ Vereinsmitglied (auch ohne Innehaben 
einer Organstellung) dem Verein gegenüber für einen bei der 
Wahrnehmung seiner Pflichten verursachten Schaden nur bei 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit (§ 31b Abs. 1 Satz 1 BGB). 
Ein derart privilegiertes Vereinsmitglied hat zudem bei Inan­
spruchnahme durch einen anderen einen Freistellungsan­
spruch gegenüber dem Verein (§ 31a Abs. 2 BGB).
Auch diese Regelung dient in gleicher Weise der Förderung 
des ehrenamtlichen Engagements (vgl. BT-Drucks. 17/11316, 
S. 16-17; Arnold in MünchKommBGB, 7. Aufl., § 31b Rdnr. 1).
d) 	 Nach der in diesem Zusammenhang geänderten Rege­
lung in § 40 Satz 1 BGB kann lediglich von der Vorschrift des 
§ 31a Abs. 1 Satz 2 BGB in der Vereinssatzung abgewichen 
werden. § 31a Abs. 1 Satz 1 BGB wie auch § 31b BGB sind 
hingegen nicht dispositiv, vielmehr zwingendes Recht (Pa­
landt/Ellenberger, 74. Aufl., § 31b Rdnr. 3; Arnold in Münch­
KommBGB, 7. Aufl., § 31a Rdnr. 2, § 31b Rdnr. 2).
In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass §§ 31a, 
31b BGB nur insoweit zwingend sind, als sie einen Mindest­
schutz des Organmitglieds bzw. besonderen Vertreters (§ 31a 
BGB) sowie des einfachen Vereinsmitglieds (§ 31b BGB) bei 
dessen Haftung dem Verein gegenüber gewährleisten, von 
dem nicht zum Nachteil des geschützten Personenkreises ab­
gewichen werden kann, eine weitergehende satzungsmäßige 
Haftungsbeschränkung (auch für grob fahrlässiges Verhalten) 
dem Verein gegenüber zum Vorteil des geschützten Personen­
kreises indes nicht ausschließen (Palandt/Ellenberger, 
74.  Aufl., §  31a Rdnr.  4; Dörner in Schulze u.  a., BGB, 
8. Aufl., § 31a Rdnr. 3; Stöber/Otto, Handbuch zum Vereins­
recht, 10.  Aufl., Rdnr.  624; zweifelnd: Arnold in Münch­
KommBGB, 7. Aufl., § 40 Rdnr. 1).
Dieser Beurteilung schließt sich der Senat aus folgenden 
Gründen an:
Die Möglichkeit eines satzungsmäßigen Ausschlusses der 
Haftung ehrenamtlich tätiger Vereinsmitglieder gegenüber 
dem Verein auch für Fälle grober Fahrlässigkeit entspricht be­
reits dem Gesetzeszweck sowohl des Gesetzes zur Begren­
zung der Haftung von ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen 
vom 28.9.2009 als auch des Gesetzes zur Stärkung des Ehren­
amtes vom 21.3.2013 (siehe oben unter II 3 c aa, bb).
§ 31a Abs. 1 Satz 1 und § 31b Abs. 1 Satz 1 BGB gewährleis­
ten einen Mindestschutz des Organmitglieds bzw. besonderen 
Vertreters (§ 31a BGB) sowie des einfachen Vereinsmitglieds 
(§ 31b BGB) bei dessen Haftung dem Verein gegenüber. Sie 
sind nur im Rahmen dieses Schutzzwecks gemäß § 40 BGB 
zwingend, so dass durch eine Satzungsbestimmung hiervon 
nicht zum Nachteil des geschützten Personenkreises abgewi­
chen werden kann. §  40 BGB schließt eine weitergehende 
satzungsmäßige Haftungsbeschränkung (auch für grob fahr­
lässiges Verhalten) dem Verein gegenüber zum Vorteil des 
geschützten Personenkreises nicht aus. § 40 BGB lässt im In­
teresse der wohlverstandenen Satzungsautonomie Ausnah­
men zu. § 40 BGB ist zudem im Kontext weiterer Regelungen 
zu sehen. So ist neben den dort genannten Paragraphen auch 
der Inhalt einer Reihe anderer ganz oder teilweise dispositiv 
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(vgl. § 26 Abs. 1 Satz 3, §§ 30, 37 Abs. 1, § 39 Abs. 2, § 41 
BGB); andererseits ergeben sich auch für die in § 40 BGB 
genannten dispositiven Vorschriften gewisse Grenzen der in­
haltlichen Gestaltung aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
(vgl. im Einzelnen: Staudinger/Günter Weick, §  40 Rdnr.  1 
m. w. N.).
Die Regelungen in §§ 31a, 31b BGB enthalten einen Kom­
promiss zwischen den Interessen des ehrenamtlich tätigen 
Vereinsorgans bzw. -mitglieds, bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben möglichst weitgehend von Haftungsrisiken gegen­
über dem Verein freigestellt zu werden, und gegenläufigen 
finanziellen Interessen des Vereins, dessen Ansprüche gegen­
über den Vereinsorganen bzw. -mitgliedern entsprechend ein­
geschränkt werden. Aufgrund des beschriebenen gesetzlichen 
Schutzzwecks erscheint es gerechtfertigt, bei Schaffung ent­
sprechender Satzungsregelungen den Interessen ehrenamtlich 
tätiger Vereinsorgane und -mitglieder insoweit Vorrang vor 
den Interessen des Vereins einzuräumen.
e) 	 Aufgrund der vorstehenden Erwägungen ist dem Regis­
tergericht nicht zu folgen, soweit dieses in der angefochtenen 
Zwischenverfügung ausführt, im Hinblick auf den Charakter 
der § 31a Abs. 1 Satz 1, § 31b Abs. 1 Satz 1 BGB als zwin­
gende Regelungen könne hiervon auch nicht zugunsten eh­
renamtlich tätiger Vereinsorgane bzw. -mitglieder (bei deren 
Haftung gegenüber dem Verein) durch die Vereinssatzung 
abgewichen werden.
f.) 	 Soweit das Registergericht weiter ausgeführt hat, durch 
die Regelung in § 23 Abs. 2 der Satzung werde in unzulässi­
ger Weise §  31 BGB abbedungen, da dort die Haftung des 
Vereins und seiner Unterabteilungen auf Vorsatz beschränkt 
werde, ist dies nicht nachvollziehbar. § 23 Abs. 2 der Satzung 
regelt lediglich die Haftung von „Amtsträgern oder Beauf­
tragten“ für Schäden, die diese „in Ausführung ihres Amtes 
verursacht haben“. Eine (in § 31 BGB geregelte) Haftung des 
Vereins für dessen Organe wird hiervon nicht erfasst.
4. 	 Die Entscheidung des AG kann daher keinen Bestand 
haben.
(…)

15. 	UmwG §§  202, 235 (Keine Haftung für Verbindlich­
keiten der GmbH nach Ausscheiden und anschließender Um­
wandlung in GbR)
1. 	� Gesellschafter einer durch Formwechsel entstande­

nen GbR sind diejenigen Personen, die im Zeitpunkt 
der Eintragung Gesellschafter der formwechselnden 
GmbH waren. 

2. 	� Da eine GbR mangels eines Handelsgewerbes als sol­
che nicht im Handelsregister eingetragen werden 
kann, ist die Eintragung im Register der GmbH der 
Akt, der die Wirkung des Formwechsels auslöst. 

(Leitsätze der Schriftleitung)
OLG Bremen, Urteil vom 1.10.2015, 5 U 21/14
Die Klägerin hat ursprünglich die Haftung der Beklagten aus einer 
Ratenzahlungsvereinbarung wegen Mietrückständen und die Frei­
stellung von den Kosten des Rechtsstreits geltend gemacht. Mit der 
Berufung verfolgt sie nur das letztgenannte Begehren weiter.
Die Klägerin betreibt ein Speditionsunternehmen. Sie schloss am 
20.11.2009 mit der Fa. … GmbH eine Ratenzahlungsvereinbarung 
wegen rückständiger Miete, wonach die Klägerin von der Fa. … 
GmbH noch 299.038,03 € erhalten sollte. Ratenzahlung wurde ver­
einbart. Die Fa. … GmbH war am 14.1.2005 als Logistikunterneh­

men in Bremen mit einem Stammkapital von 100.000 € gegründet 
worden. Am 28.7.2010 fassten die seinerzeitigen Gesellschafter der 
Fa. … GmbH, die Herren … und …, einen Gesellschafterbeschluss, 
mit dem sie den bisherigen Geschäftsführer … abberiefen und statt 
seiner Herrn … zum neuen Geschäftsführer bestellten. Diese Ände­
rung wurde am 20.8.2010 in das Handelsregister beim AG Bremen 
eingetragen. Ebenfalls am 28.7.2010 erwarben die Beklagte zu 2 und 
der Beklagte zu 3 zur Urkunde des Notars … in Chemnitz die Ge­
schäftsanteile der Herren … (Beklagte zu 2: 50.000 €; Beklagte zu 3:  
10.000 €, 37.000 € und 3.000 €) und fassten durch weitere notari­
elle Urkunde vom gleichen Tage einen Beschluss über den Form­
wechsel der Fa. … GmbH in eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, 
die Beklagte zu 1. Der Umwandlungsbeschluss wurde zur Eintragung 
ins Handelsregister angemeldet und am 23.8.2010 im Handelsregi­
ster eingetragen; die Fa. … GmbH wurde gelöscht. Mit notarieller 
Urkunde vom 18.8.2010 übertrug die Beklagte zu 3 ihren Geschäfts­
anteil an der Fa. … GmbH mit sofortiger Wirkung auf die … und der 
Beklagte zu 2 seine Geschäftsanteile an der Fa. … GmbH auf die …, 
jeweils ansässig unter derselben Anschrift in Birmingham/Großbri­
tannien. Der Notar reichte die (neue) „Liste der Gesellschafter der Fa. 
… GmbH …“ am 23.9.2010 beim Handelsregister ein.
Auf die offenstehende Mietforderung erhielt die Klägerin Ratenzah­
lungen über insgesamt 120.000 €. Mit der Klage begehrt sie nach 
Fälligstellung wegen Verzuges die sich aus der Ratenzahlungsverein­
barung ergebene Restforderung.
Erstinstanzlich war die Klägerin der Auffassung, die Beklagten haf­
ten ihr als Rechtsnachfolger der Fa. … GmbH für die ihr gegenüber 
begründeten Ansprüche.
Die Klägerin hatte zunächst Klage im Urkundenprozess erhoben, mit 
Schriftsatz vom 10.10.2011 aber von dem Urkundenprozess Abstand 
genommen und den Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren weiter­
verfolgt. Bezüglich der Beklagten zu 1 hat die Klägerin in der münd­
lichen Verhandlung vom 5.11.2012 die Klage zurückgenommen. In 
erster Instanz hat sie zuletzt beantragt, die Beklagten zu 2 und zu 3 als 
Gesamtschuldner zu verurteilen, an sie 177.075,18 € nebst Zinsen in 
Höhe von 8 %-Punkten über dem Basiszinssatz seit dem 20.4.2010 
zu zahlen; hilfsweise die Beklagten zu 2 und zu 3 zu verurteilen, als 
Gesamtschuldner die Klägerin von den Kosten des Rechtsstreits frei­
zustellen.
Die Beklagten zu 2 und 3 haben beantragt, die Klage abzuweisen.
Die Beklagten haben die Ansicht vertreten, sie seien nicht Rechts­
nachfolger der Fa. … GmbH.
Durch Urteil vom 3.12.2012 hat das LG Bremen die Klage abgewie­
sen. Zur Begründung hat das Gericht ausgeführt, dass eine Haftung 
der Beklagten zu 2 und 3 – mangels direkter vertraglicher Ansprüche 
der Parteien – nur gemäß §§ 705, 714 BGB, § 128 HGB analog in 
Betracht komme. Daran würde sich grundsätzlich auch durch das 
Ausscheiden der Beklagten aus der Gesellschaft nichts ändern, denn 
der ausscheidende Gesellschafter hafte, auch wenn er durch Über­
tragung seines Gesellschaftsanteils aus der GbR ausscheide, für die 
im Zusammenhang mit dem Gesellschaftsverhältnis stehenden Ver­
bindlichkeiten, sofern deren Grund bereits im Zeitpunkt seines 
Ausscheidens gelegt worden sei. Vorliegend ergebe sich indes die 
Besonderheit, dass die Beklagten zu 2 und 3 zu keinem Zeitpunkt 
Gesellschafter der Beklagten zu 1 – und damit persönlich haftende 
Gesellschafter einer GbR – gewesen seien. Die Umwandlung der  
Fa. … GmbH in eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts habe sich 
gemäß §  202 Abs.  1 Satz  1 UmwG erst mit der Eintragung der 
Umwandlung in das Handelsregister der Fa. … GmbH vollzogen. Zu 
diesem Zeitpunkt seien die Beklagten zu 2 und 3 aber bereits aus der 
Fa. … GmbH ausgeschieden, denn sie hatten ihre Geschäftsanteile an 
der GmbH durch notariellen Geschäftsanteilsübertragungsvertrag 
vom 18.8.2010 an die britischen Gesellschaften übertragen. Der Be­
schluss über die formwechselnde Umwandlung führe nicht zu einer 
Verfügungsbeschränkung an den Anteilen der Altgesellschaft, was 
zur Folge habe, dass die Erwerber der Geschäftsanteile mit der Ein­
tragung der Umwandlung Gesellschafter der Beklagten zu 1 gewor­
den seien. Anhaltspunkte für einen Sittenverstoß (§ 138 BGB) seien 
nicht dargetan. Dass die Fa. … GmbH durch den Formwechsel und 
die anschließende Übertragung der Anteile einem Insolvenzverfahren 
entzogen worden sei, sei wahrscheinlich, begründe aber für sich ge­
sehen keinen vermögensrechtlichen Anspruch ihrer Gläubiger.
Die Klägerin könne sich in diesem Zusammenhang auch nicht auf die 
Rechtswirkungen des § 15 Abs. 3 HGB berufen. Vorliegend würden 


